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Gemeinde Osterstedt  Osterstedt, 25.09.2026  

 

 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Osterstedt ist zu einer Sitzung am 
 
 

Dienstag, den 06.10.2026, um 19:00 Uhr, 
im "Treffpunkt Ole School", Hauptstraße 34, 25590 Osterstedt 

 
einberufen. 

 
 

Tagesordnung 
 
 

1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der 
Einladung, der Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung  

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die 
Niederschrift der letzten Sitzung 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher      Sitzung  

5 Mitteilungen des Bürgermeisters  

6 Einwohnerfragestunde  

7 Anfragen aus der Gemeindevertretung  
 
 

8 Personalangelegenheit:  (nichtöffentlich)  
 

 
Vorbehaltlich der Beschlussfassung des Gremiums wird der Tagesordnungspunkt 8 unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit behandelt. 
 
 
 
gez.Johannes-Wilhelm Wittmaack 
Bürgermeister 
[Dokumentende] 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Gebührensatzung 

für die Benutzung der Kindertageseinrichtung 

der Gemeinde Aukrug 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-

ruar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 26. März 2026 

(GVOBl. Schl.-Holst. 2026 Nr. 27), des § 8 der Satzung für die Kindertageseinrichtung der Ge-

meinde Aukrug vom 30.06.2022 und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 2 und 6 

Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-

nuar 2005 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. Mai 2022 

(GVOBl Schl.-Holst. S. 564) und des § 90 Abs. 1 Nr. 3 des Sozialgesetzbuches VIII (SGB VIII) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022) in der zuletzt geän-

derten Fassung vom 23. April 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 111) sowie des § 31 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 

2 Satz 1 des Gesetzes zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertages-

pflege (Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG) vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 

759) in der zuletzt geänderten Fassung vom 23. Juni 2026 (GVOBl. 2026 Nr. 64) wird nach Be-

schlussfassung der Gemeindevertretung Aukrug vom 24.09.2026 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 

Allgemeines 

 

Zur teilweisen Deckung der Kosten für die Kindertageseinrichtung werden Benutzungsgebühren 

für die Betreuung der Kinder erhoben. 

 

§ 2 

Gebühr für die Betreuung 

 

(1) Die Gebühren für die unter 3-jährigen und die über 3-jährigen Kinder entsprechen denen im 

§ 31 Abs. 1 KiTaG festgelegten Höchstbeträgen je wöchentlicher Betreuungsstunde. Kinder, die ab 

2 ½ Jahren in einer Regel-Kindergartengruppe betreut werden, zahlen die Gebühr für über 3-

jährige Kinder. 

(2) Eine tageweise Nutzung des Früh- und Spätdienstes und der erweiterten Betreuung/Hort ist 

möglich. Die Hortbetreuung ist auch für zwei oder drei Tage/Woche buchbar. Die Gebühr wird an-

teilig berechnet. 

(3) Die Gebühren für den Pkw-Fahrdienst zum Wald betragen morgens 15,00 € und mittags 15,00 

€ pro Monat. 

(4) In Ausnahmefällen besteht die Möglichkeit für eine spontane Nutzung des Früh- und Spätdiens-

tes und der erweiterten Betreuung eine 10er-Karte in der Kindertageseinrichtung zu erwerben.  

Die Gebühren hierfür entsprechen den in § 31 Abs. 1 KiTaG festgelegten Höchstbeträgen je Be-

treuungsstunde. 

Die Nutzung gilt jeweils für 10 x 1 Stunde. 
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(5) Die Ferienbetreuung im Hort ist wochenweise wie folgt buchbar: 

07.00 Uhr bis 08.00 Uhr 08.00 bis 13.00 Uhr 08.00 Uhr bis 15.00 Uhr 

08.00 Uhr bis 12.00 Uhr 08.00 bis 14.00 Uhr 08.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

Die Anmeldung für die Ferienbetreuung ist verbindlich. Die zu entrichtenden Elternbeiträge für die 

Ferienbetreuung wird nach der tatsächlichen Betreuungszeit gem. § 31 KiTaG erhoben. Der be-

reits gezahlte monatliche Elternbeitrag wird hierbei berücksichtigt. 

(6) Auf Antrag wird die Benutzungsgebühr nach dem Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) in der 

derzeit gültigen Fassung ermäßigt. 

 

§ 3 

Gebühr für das Mittagessen 

 

(1) Die Gebühr für das Mittagessen beträgt monatlich in der Kindertageseinrichtung: 

 U3-Kinder Ü3-Kinder Hort-Kinder 
ohne Ferien 

5 Tage/Woche 65,08 € 80,30 € 65,70 € 

4 Tage/Woche 52,07 € 64,24 € 52,56 € 

3 Tage/Woche 39,05 € 48,18 € 39,42 € 

2 Tage/Woche 26,03 € 32,12 € 26,28 € 

1 Tag/Woche 13,02 € 16,06 € 13,14 € 

(2) In Ausnahmefällen besteht die Möglichkeit für eine spontane Teilnahme am Mittagessen eine 

10er-Karte in Höhe von 43,80 € für über 3-jährige Kinder oder von 36,50 € für unter 3-jährige Kin-

der in der Kindertageseinrichtung zu erwerben. 

(3) Nehmen Hortkinder an der Ferienbetreuung teil, erfolgt die Abrechnung für das Mittagessen 

über eine 10er-Karte.  

(3) Gebührenschuldner, die einen Anspruch auf Bildung und Teilhabe gemäß §§ 28 ff. Sozialge-

setzbuch zweites Buch (SGB II), §§ 34 ff. Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII), § 6 Bundes-

kindergeldgesetz (BKKG), § 2 bzw. § 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes oder anderen Rechts-

grundlagen haben und einen Antrag auf Leistung der Bildung und Teilhabe gestellt haben, sind auf 

Antrag von der Zahlung für das Mittagessen befreit. 

(4) Eine Gebühr für das Mittagessen wird auf Antrag nicht erhoben, wenn ein Kind 15 Tage und 

mehr an aufeinanderfolgenden Betriebstagen fehlt. Die regulären Schließzeiten gemäß der aktuel-

len Satzung für die Kindertageseinrichtung der Gemeinde Aukrug bleiben unberücksichtigt. 

(5) Der Einrichtungsträger stellt sicher, dass Kindern, die täglich sechs Stunden oder länger geför-

dert werden, eine Mittagsverpflegung zur Verfügung steht. Für die Hortkinder wird ebenfalls eine 

Mittagsverpflegung sichergestellt, wenn die Verpflichtung nicht über ein schulisches Angebot ge-

währleistet ist. 

 

§ 4 

Entstehung und Fälligkeit der Gebühren 

 

(1) Für die Unterbringung eines Kindes der Kindertageseinrichtung gilt grundsätzlich der Zeitraum 

vom 01.08. des Jahres bis zum 31.07. des folgenden Jahres. Abweichungen hiervon können nur 

mit Zustimmung des zuständigen Ausschusses und der Gemeindevertretung zugelassen werden. 

Die Gebühr für die Kindertageseinrichtung ist also für ein volles Jahr = 12 Monate zu entrichten. 
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Sie ist für den laufenden Monat fällig und bis zum 01. des jeweiligen Monats in einer Summe an 

die Amtskasse Mitteholstein zu zahlen. Die Zahlung soll bargeldlos erfolgen, möglichst unter Ver-

wendung des Abrufverfahrens. 

(2) Beginnt oder endet das Betreuungsverhältnis im Laufe eines Monats, verringern sich die Ge-

bühren entsprechend. 

(3) Die Gebühren für die Betreuung in der Kindertageseinrichtung sind auch dann in voller Höhe 

weiter zu zahlen, wenn ein Kind wegen Krankheit oder anderer Gründe, die die Gemeinde nicht zu 

vertreten hat, die Kindertageseinrichtung nicht besuchen kann. 

(4) Die Kindertageseinrichtung bleibt vornehmlich in den Schulferien für bis zu 20 Tage geschlos-

sen. Die Schließzeiten werden von der Leitung der Kindertageseinrichtung in Absprache mit der 

Bürgermeisterin/dem Bürgermeister am Anfang eines Kindergartenjahres bis zum 30.09. für das 

folgende Kalenderjahr festgelegt und bekanntgegeben. Für diese und andere Zeiten, in denen die 

Kindertageseinrichtung nicht geöffnet ist, sind die Gebühren weiter zu entrichten. 

(5) Änderungsmeldungen, die den Wegfall von Betreuungszeiten betreffen, sind mit einer 6-

wöchigen Kündigungsfrist zum Quartalsende möglich. 

(6) Vollendet ein Kind das 3. Lebensjahr, ist von Beginn dieses Monates an die Gebühr für die Be-

treuung eines Ü3 Kindes zu zahlen. 

 

§ 5 

Stundung, Erlass 

 

Die Gebühren können auf Antrag gestundet oder erlassen werden. Für die Stundung und den Er-

lass von Gebühren findet die Satzung der Gemeinde Aukrug über Stundung, Niederschlagung und 

Erlass von Ansprüchen Anwendung. 

 

§ 6 

Gebührenschuldner 

 

Zur Zahlung der Gebühr ist verpflichtet,  

a) der Elternteil, der das Kind angemeldet hat, 

b) der andere Elternteil, wenn er neben dem anmeldenden Elternteil Inhaber der elterlichen 

Sorge ist oder aus anderen Gründen mit verpflichtet wurde, 

c) wer sonst das Kind angemeldet hat. 

Mehrere Verpflichtete sind Gesamtschuldner. Die Gebührenschuld entsteht mit der Annahme des 

Aufnahmeantrages. 

 

§ 7 

Datenverarbeitung 

 

(1) Das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und 

von personenbezogenen Daten des Kindes sowie dessen Familie (einschließlich der Einkom-

mensverhältnisse) ein Verzeichnis mit den Daten anzulegen, die für die Gebührenerhebung nach 

dieser Satzung erforderlich sind. Das Amt Mittelholstein ist ebenfalls befugt, diese Daten zum 

Zwecke der Gebührenerhebung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 
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(2) Die Verwendung von Datenträgern durch das Amt Mittelholstein ist zulässig. 

 

§ 8 

Inkrafttreten 

 

Diese Gebührensatzung tritt zum 01.10.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung für die 

Benutzung der Kindertageseinrichtung der Gemeinde Aukrug vom 25.03.2026 außer Kraft. 

 

 

Aukrug, den 25.09.2026 

 

 

gez.   (L.S.) 

 

Joachim Rehder 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

I. Nachtragshaushaltssatzung  

der Gemeinde Beringstedt 

für das Haushaltsjahr 2026 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 und § 80 Abs. 1 und 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-

Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fas-

sung vom 26. März 2026 (GVOBl. 2026 Nr. 27) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 

21. September 2026 folgende I. Nachtragshaushaltssatzung erlassen: 

§ 1 

 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 

    Und damit der Gesamtbetrag des Haus-
haltsplanes einschl. der Nachträge 

  erhöht 
um 

EUR 

vermindert 
um 

EUR 

gegenüber 
bisher 
EUR 

nunmehr 
festgesetzt 

auf 
EUR 

1. im Ergebnisplan der     

 Gesamtbetrag der Er-
träge 

58.000,00 59.900,00 1.763.300,00 1.761.400,00 

 Gesamtbetrag der Auf-
wendungen 

133.600,00 58.000,00 1.860.400,00 1.936.000,00 

 Jahresüberschuss 0,00 0,00 0,00 0,00 

 Jahresfehlbetrag 75.600,00 -1.900,00 97.100,00 174.600,00 

 einer Inanspruchnahme 
der Ausgleichsrücklage 
nach § 26 Absatz 1 
Satz 2 GemHVO zum 
Haushaltsausgleich 

77.500 0 97.100 174.600 

 einem Jahresergebnis 
unter Inanspruchnahme 
der Ausgleichsrücklage 

1.900 1.900 0 0 

      

2. im Finanzplan der     

 Gesamtbetrag der Ein-
zahlungen aus laufen-
der Verwaltungstätigkeit 

54.000,00 61.200,00 1.750.800,00 1.743.600,00  

 Gesamtbetrag der Aus-
zahlungen aus laufen-
der Verwaltungstätigkeit 

126.100,00 57.100,00 1.758.400,00 1.827.400,00  

      

 Gesamtbetrag der Ein-
zahlungen aus der In-
vestitionstätigkeit und 
der Finanzierungstätig-
keit 

1.485.200,00 2.500,00 2.500,00 1.485.200,00 

 Gesamtbetrag der Aus-
zahlungen aus der In-
vestitionstätigkeit und 
der Finanzierungstätig-
keit 

1.987.700,00 105.500,00 135.600,00 2.017.800,00 

festgesetzt. 

§ 2 
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Es werden neu festgesetzt: 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investi-

tionen und Investitionsförderungsmaß-

nahmen 

von bis-

her 

0,00 EUR auf 1.200.000,00 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungser-

mächtigungen 

von 

bisher 

0,00 EUR auf 0,00 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite von 

bisher 

0,00 EUR auf 0,00 EUR 

4.  die Gesamtzahl der im Stellenplan aus-

gewiesenen Stellen 

von bis-

her 

5,92  auf 5,47  

 

§ 3 

 

Unverändert 

 

§ 4 

 

unverändert 

 

§ 5 

 

unverändert 

 

 

 

Beringstedt, den 22.09.2026  

 

 

gez. 

 

Sönke Rohwer 

 

 

(L.S.) 

 

 

(Bürgermeister)  

 

 

 

 

 

Die vorstehende I. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit öffentlich 

bekannt gemacht. Jeder kann Einsicht in die I. Nachtragshaushaltssatzung und den I. Nachtrags-

haushaltsplan mit den Anlagen nehmen. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt 

Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 Hohenwestedt, Zimmer 100, oder auf der Homepage des Am-

tes Mittelholstein unter www.amt-mittelholstein.de. 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Entschädigung von 
ehrenamtlichen Tätigkeiten 

für die Gemeinde Beringstedt 
(Entschädigungssatzung) 

 

Aufgrund der §§ 4 Abs. 1 Satz 1 und 24 Abs. 3 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein 

(GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom  

26. März 2026 (GVOBl. 2026 Nr. 27) und des § 32 Abs. 6 des Gesetzes über den Brandschutz und 

die Hilfeleistungen der Feuerwehren (Brandschutzgesetz – BrSchG) vom 10. Februar 1996 (GVOBl. 

Schl.-Holst. S. 200) in der zuletzt geänderten Fassung vom 20. März 2024 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 

445, 452) in Verbindung mit der Landesverordnung über Entschädigungen in kommunalen Ehren-

ämtern (Entschädigungsverordnung – EntschVO) vom 29. März 2023 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 215) 

in der zuletzt geänderten Fassung vom 10. November 2025, (GVOBl. 2025 Nr. 152), der Landesver-

ordnung über die Entschädigung der Wehrführungen der freiwilligen Feuerwehren und ihrer Stell-

vertretungen (Entschädigungsverordnung freiwillige Feuerwehren – EntschVOfF) vom 12. Novem-

ber 2024 (GVOBI. Schl.-Holst. S. 832) und der Richtlinie über die Entschädigung von Mitgliedern 

der freiwilligen Feuerwehren und der Pflichtfeuerwehren (Entschädigungsrichtlinie – EntschRichtl-fF) 

vom 08. Mai 2024 (Amtsblatt Schl.-Holst. S. 867) wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertre-

tung Beringstedt vom 21.09.2026 folgende Satzung über die Entschädigung von ehrenamtlichen 

Tätigkeiten für die Gemeinde Beringstedt erlassen: 

 

§ 1 

Bürgermeisterin und Bürgermeister 

 

(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister erhält nach Maßgabe der Landesverordnung über 

Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 80 % 

des Höchstsatzes der Verordnung.  

(2) Neben der monatlichen Aufwandsentschädigung erhält die Bürgermeisterin oder der Bürger-

meister bei Benutzung eines Wohnraumes für dienstliche Zwecke für die zusätzlichen Aufwendun-

gen für dessen Heizung, Beleuchtung und Reinigung eine monatliche Pauschale in Höhe von 

31,00 € 

(3) Neben der monatlichen Aufwandsentschädigung erhält die Bürgermeisterin oder der Bürger-

meister bei dienstlicher Benutzung einer privaten Telekommunikationseinrichtung die Kosten der 

dienstlich notwendigen Telefongebühren sowie die anteiligen Grundgebühren in Form einer monat-

lichen Pauschale von 15,66 € 

(4) Der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters wird 

nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung bei Verhinderung der Bürgermeisterin oder des 

Bürgermeisters für ihre oder seine besondere Tätigkeit als Vertretung eine entsprechende Auf-

wandsentschädigung gewährt, deren Höhe von der Dauer der Vertretung abhängt. Die Auf-

wandentschädigung beträgt für jeden Tag, an dem die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 

vertreten wird, ein Dreißigstel der monatlichen Aufwandentschädigung der Bürgermeisterin oder 

des Bürgermeisters. Die Aufwandentschädigung für die Stellvertretung darf die Aufwandsentschä-

digung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters nicht übersteigen. 
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§ 2 

Mitglieder der Gemeindevertretung 

 

Die Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter erhalten nach Maßgabe der geltenden Ent-

schädigungsverordnung eine monatliche pauschale Aufwandsentschädigung in Höhe des Höchst-

satzes der Verordnung.  

 

§ 3 

Bürgerliche Ausschussmitglieder 

 

(1) Die nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder der Ausschüsse erhalten nach 

Maßgabe der Entschädigungsverordnung für die Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse, in die 

sie gewählt sind, ein Sitzungsgeld in Höhe des Höchstsatzes der Verordnung. 

(2) Absatz 1 gilt im Vertretungsfall entsprechend für die stellvertretenden Ausschussmitglieder, die 

nicht der Gemeindevertretung angehören. 

 

§ 4 

Ausschussvorsitzende 

 

(1) Der oder dem Vorsitzenden des Bau- und Umweltausschusses wird nach Maßgabe der Ent-

schädigungsverordnung eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 20% des 

Höchstsatzes nach § 6 der Verordnung gezahlt. 

(2) Der oder dem Vorsitzenden des Finanzausschusses sowie des Jugend- Kultur- und Sportaus-

schusses wird nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung eine monatliche Aufwandsentschä-

digung in Höhe des Höchstsatzes nach § 2 Abs. 2 Nr. 1a der Verordnung gezahlt. 

 

§ 5 

Gemeindewehrführerin oder Gemeindewehrführer 

 

(1) Die Gemeindewehrführerin oder der Gemeindewehrführer erhält nach Maßgabe der Entschädi-

gungsverordnung Freiwillige Feuerwehren (EntschVOfF) eine monatliche Aufwandsentschädigung 

in Höhe des Höchstsatzes der Verordnung. 

(2) Die stellvertretende Gemeindewehrführerin oder der stellvertretende Gemeindewehrführer er-

hält nach Maßgabe der Entschädigungsverordnung Freiwillige Feuerwehren eine monatliche Auf-

wandsentschädigung in Höhe von 25 % des Höchstsatzes der Gemeindewehrführerin oder des 

Gemeindewehrführers.  

(3) Die Gemeindewehrführerin oder der Gemeindewehrführer und die stellvertretende Gemeinde-

wehrführerin oder der stellvertretende Gemeindewehrführer erhalten nach Maßgabe der Entschä-

digungsverordnung Freiwillige Feuerwehren für die Reinigung der Kleidung eine monatliche Ent-

schädigung in Höhe des Höchstsatzes der Verordnung.  
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§ 6 

Gerätewartin oder Gerätewart 

 

Die Gerätewartin oder der Gerätewart der Freiwilligen Feuerwehr Beringstedt erhält nach Maßga-

be der Richtlinien über die Entschädigung von Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehren und der 

Pflichtfeuerwehren (EntschRichtl-fF) zur Abgeltung des Aufwandes für die Wartung und Pflege von 

Fahrzeugen eine monatliche Entschädigung in Höhe des festgesetzten Höchstsatzes. 

 

§ 7 

Reisekostenentschädigungen 

 

(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister erhält eine jährliche Fahrkostenpauschale in Höhe 

von 640,80 €. 

(2) Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten und ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern nach 

§ 2 der Entschädigungsverordnung können Fahrkosten, die ihnen durch die Fahrt zum Sitzungsort 

und zurück entstehen, gesondert erstattet werden, höchstens jedoch in Höhe der Kosten der Fahrt 

von der Hauptwohnung zum Sitzungsort und zurück; die Höhe der Entschädigung richtet sich nach 

§ 84 Landesbeamtengesetz in Verbindung mit § 4 des Bundesreisekostengesetzes. Bei Benutzung 

privateigener Kraftfahrzeuge richtet sich die Höhe der Entschädigung nach § 84 Landesbeamten-

gesetz in Verbindung mit § 5 Bundesreisekostengesetz. 

(3) Ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger und Personen nach § 2 der Entschädigungsver-

ordnung erhalten bei Dienstreisen Reisekostenvergütung nach den für die Beamtinnen und Beam-

ten geltenden Grundsätze. 

 

§ 8 

Sonstige Entschädigungen 
(§§13, 14 EntschVO, § 32 BrSchG) 

 

(1) Der durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit entgangene 

Arbeitsverdienst aus unselbständiger Arbeit ist auf Antrag in der nachgewiesenen Höhe gesondert 

zu ersetzen. Ferner ist der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallene Arbeitgeberanteil zur 

Sozialversicherung zu erstatten, soweit dieser zu Lasten der oder des Entschädigungsberechtigten 

an den Sozialversicherungsträger abgeführt wird (§ 13 Abs. 1 EntschVO).  

(2) Selbständige erhalten auf Antrag gesondert für den durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes 

oder der ehrenamtlichen Tätigkeit entstandenen Verdienstausfall eine Verdienstausfallentschädi-

gung, deren Höhe je Stunde im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten Verdienst-

ausfalls nach billigem Ermessen festgesetzt wird. Der Höchstbetrag der Verdienstausfallentschä-

digung beträgt 30,00 € je Stunde, höchstens jedoch 240,00 € pro Tag (§ 13 Abs. 2 EntschVO). 

(3) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 2 Personen führen und nicht oder weniger als 20 

Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten gesondert für die durch die Wahrnehmung des Eh-

renamtes oder der ehrenamtlichen Tätigkeit bedingten Abwesenheit vom Haushalt gesondert auf 

Antrag für jede volle Stunde der Abwesenheit eine Entschädigung. Der Stundensatz für diese Ent-

schädigung beträgt die Höhe des zur jeweiligen Zeit geltenden Mindestlohn-Stundensatzes. Auf 

Antrag sind statt einer Entschädigung nach Stundensätzen die angefallenen notwendigen Kosten 

für eine Vertretung im Haushalt zu ersetzen (§ 13 Abs. 3 EntschVO).  

(4) Die aktiven Mitglieder der freiwilligen Feuerwehr erhalten Ersatz nach Maßgabe des § 32 

BrSchG. 
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§ 9 

Inkrafttreten 

 

Die Satzung über die Entschädigung von ehrenamtlichen Tätigkeiten für die Gemeinde Beringstedt 

tritt am 01.11.2026 in Kraft.  

Gleichzeitig mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Satzung über die Entschädigung von ehren-

amtlichen Tätigkeiten für die Gemeinde Beringstedt vom 18.05.2021 außer Kraft. 

 

 

Beringstedt, den 24.09.2026 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Sönke Rohwer 

(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

 I. Nachtragshaushaltssatzung  

der Gemeinde Thaden 

für das Haushaltsjahr 2026 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 und § 80 Abs. 1 und 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-

Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fas-

sung vom 26. März 2026 (GVOBl. 2026 Nr. 27) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 

31. August 2026 folgende I. Nachtragshaushaltssatzung erlassen: 

§ 1 

 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 

    Und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. 

der Nachträge 
  erhöht 

um 
EUR 

vermindert 
um 

EUR 

gegenüber 
bisher 
EUR 

nunmehr 
festgesetzt 

auf 
EUR 

1. im Ergebnisplan der     

 Gesamtbetrag der Erträge 44.600,00 11.000,00 502.100,00 535.700,00 

 Gesamtbetrag der Aufwendungen 152.100,00 86.400,00 652.700,00 718.400,00 

 Jahresüberschuss 0,00 0,00 0,00 0,00 

 Jahresfehlbetrag 107.500,00 75.400,00 150.600,00 182.700,00 

 Einer Inanspruchnahme der Ausgleichs-
rücklage nach § 26 I 2 GemHVO zum 
Haushaltsausgleich 

17.100,00 0,00 150.600,00 182.700,00 

 Einem Jahresergebnis unter 
Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage 

0,00 0,00 0,00 0,00 

      

2. im Finanzplan der     

 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit 

44.600,00 11.000,00 483.700,00 517.300,00  

 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit 

152.100,00 86.400,00 607.100,00 672.800,00  

      

 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
Investitionstätigkeit und der Finanzie-
rungstätigkeit 

0,00 1.300,00 4.300,00 3.000,00 

 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit und der Finanzie-
rungstätigkeit 

140.700,00 0,00 51.800,00 192.500,00 

festgesetzt. 

§ 2 

Es werden neu festgesetzt: 

1. der Gesamtbetrag der Kredite für Investi-
tionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen 

von bis-
her 

0,00 EUR auf 0,00 EUR 

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen 

von 
bisher 

0,00 EUR auf 0,00 EUR 

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite von 
bisher 

0,00 EUR auf 0,00 EUR 

4.  die Gesamtzahl der im Stellenplan aus-
gewiesenen Stellen 

von bis-
her 

0,00  auf 0,48  
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§ 3 

 

Unverändert 

 

§ 4 

 

Unverändert 

 

§ 5 

 

Im Teilfinanzplan (§ 4 Abs. 5 GemHVO-Doppik) sind als Einzelmaßnahmen Investitionen oder In-

vestitionsförderungsmaßnahmen auszuweisen, wenn der Auszahlungsbetrag für die Investition 

oder Investitionsförderungsmaßnahme mindestens 100.000,00 EUR beträgt. 

 

 

Thaden, den 22.09.2026  

 

 

gez. 

 

Dr. Dirk Sonnenschmidt 

 

 

(L.S.) 

 

 

(Bürgermeister)  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die vorstehende I. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit öffentlich 

bekannt gemacht. Jeder kann Einsicht in die I. Nachtragshaushaltssatzung und den I. Nachtrags-

haushaltsplan mit den Anlagen nehmen. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim Amt 

Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 Hohenwestedt, Zimmer 100, oder auf der Homepage des Am-

tes Mittelholstein unter www.amt-mittelholstein.de. 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung über die Aufhebung der Satzung 

der Gemeinde Beldorf über die Erhebung  

von Gebühren für die Inanspruchnahme  

der Freiwilligen Feuerwehr Beldorf 

 

Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. 

Februar 2003 (GVOBl. Schl-Holst. S. 57), in der zuletzt geänderten Fassung vom  

26. März 2026 (GVOBl 2026 Nr. 27) wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der 

Gemeinde Beldorf vom 16. September 2026 diese Satzung erlassen.  

 

§ 1 

 

Die Satzung der Gemeinde Beldorf über die Erhebung von Gebühren für die Inanspruchnahme der 

Freiwilligen Feuerwehr Beldorf vom 20.05.2021 wird mit Ablauf des 30.09.2026 aufgehoben.  

 

§ 2 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.  

 

 

Beldorf, den 22.09.2026  

 

 

gez.     (L.S.) 

 

Ocke Volquardsen 

(Bürgermeister)  
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Gemeinde Rade bei                 
Hohenwestedt 

 Rade bei Hohenwestedt,29.09.2026 

 

 
 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt ist zu einer  
Sitzung am 
 

Dienstag, den 13.10.2026, um 18:00 Uhr, 
im Raum 3, Rathaus Hohenwestedt, Am Markt 15, 24594 Hohenwestedt 

 
einberufen. 

 
 

Tagesordnung 
 
 

1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der 
Einladung, der Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung  

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Nie-
derschrift der letzten Sitzung 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung  

5 Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden/des Bürgermeisters  

6 Einwohnerfragestunde  

7 Erläuterungen zur Prüfung des Jahresabschluss 2025 GV22/2026-011 

8 Stichprobenartige Prüfung der Belege zum Jahresabschluss 2025  

9 Schlussbericht zum Jahresabschluss 2025 GV22/2026-012 

10 Anfragen aus dem Ausschuss  

Vorbehaltlich der Beschlussfassung des Gremiums wird der Tagesordnungspunkt 8 unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit behandelt. 
 
gez.Eggert Delfs 
Ausschussvorsitzenderumentende] 
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Amtliche Bekanntmachung  
 

Gebührensatzung 

für die Benutzung der Kindertageseinrichtungen 

des Schulverbandes Wasbek 
 

Aufgrund der §§ 3 Abs. 1 und 5 Abs. 6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) 

vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 122) in der zuletzt geänderten Fassung vom  

05. Februar 2025 (GVOBl. Schl.-Holst. 2025 Nr. 27) in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Satz 1 der Ge-

meindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in 

der zuletzt geänderten Fassung vom 26.März 2026 (GVOBl.2026 Nr. 27), des § 9 der Satzung für 

die Kindertageseinrichtungen des Schulverbandes Wasbek vom 09.07.2026 und der §§ 1 Abs. 1, 2 

Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 2 und 6 Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Lan-

des Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 27) in der zuletzt ge-

änderten Fassung vom 04. Mai 2022 (GVOBl Schl.-Holst. S. 564) und des § 90 Abs. 1 Nr. 3 des 

Sozialgesetzbuches VIII (SGB VIII) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 

(BGBl. I S. 2022) in der zuletzt geänderten Fassung vom 23.April 2026 (BGBl.2026 I Nr. 111) so-

wie des § 31 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes zur Förderung von Kindern in Kinder-

tageseinrichtungen und Kindertagespflege (Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG) vom 12. De-

zember 2019 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 759) in der zuletzt geänderten Fassung vom 23.Juni 2026 

(GVOBl.2026 Nr.64) wird nach Beschlussfassung durch die Schulverbandsversammlung Wasbek 

vom 21.09.2026 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 

Allgemeines 

 

Zur teilweisen Deckung der Kosten in den Kindertageseinrichtungen Wasbek und Padenstedt wer-

den Benutzungsgebühren für die Betreuung der Kinder erhoben. 

 

§ 2 

Gebühr für die Betreuung 

 

(1) Die Gebühren entsprechen denen im § 31 Absatz 1 KiTaG festgelegten Höchstbeträgen je wö-

chentlicher Betreuungsstunde. 

(2) Eine tageweise Nutzung der Ergänzungs- und Randzeit ist auf Antrag möglich. Die Gebühr wird 

anteilig berechnet. 

(3) Auf Antrag werden die Gebühren nach dem Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) in der je-

weils gültigen Fassung ermäßigt.  

 

§ 3 

Gebühr für das Mittagessen 

 

(1) Die Gebühr für das Mittagessen beträgt monatlich in beiden Kindertageseinrichtungen jeweils: 
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Für über 3-jährige Kinder 

 

 

 

 

 

 

Für unter 3-jährige Kinder 

 

 

 

 

 

 

(2) In Ausnahmefällen besteht die Möglichkeit für eine spontane Teilnahme am Mittagessen eine 

10er-Karte i. H. v. 50,00 € für über 3-jährige Kinder oder 40,00 € für unter 3-jährige Kinder in der 

Kindertageseinrichtung zu erhalten.  

(3) Gebührenschuldner, die einen Anspruch auf Bildung und Teilhabe gemäß §§ 28 ff. Sozialge-

setzbuch zweites Buch (SGB II), §§ 34 ff. Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII), § 6 Bundes-

kindergeldgesetz (BKKG), § 2 bzw. § 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes oder anderen Rechts-

grundlagen haben und einen Antrag auf Leistung der Bildung und Teilhabe gestellt haben, werden 

auf Antrag von der Zahlung des Mittagessens befreit. 

(4) Eine Gebühr für das Mittagessen wird auf Antrag nicht erhoben, wenn ein Kind länger als an  

10 aufeinanderfolgenden Betriebstagen fehlt. Die regulären Schließzeiten gemäß der aktuellen 

Satzung für die Kindertageseinrichtungen des Schulverbandes Wasbek bleiben unberücksichtigt. 

 

§ 4 

Entstehung und Fälligkeit der Gebühren 

 

(1) Für die Unterbringung eines Kindes in einer der Kindertageseinrichtungen gilt grundsätzlich der 

Zeitraum vom 01.08. des Jahres bis zum 31.07. des folgenden Jahres. Die Gebühr für die Betreu-

ung in einer der Kindertageseinrichtungen ist also für ein volles Jahr = 12 Monate zu entrichten. 

Sie ist für den laufenden Monat fällig und am 1. des jeweiligen Monats in einer Summe zu zahlen. 

Die Zahlung soll bargeldlos erfolgen, möglichst unter Verwendung des Abrufverfahrens. 

(2) Beginnt das Betreuungsverhältnis im Laufe eines Monats oder werden Ergänzungs- und Rand-

zeiten gem. § 4 Abs. 3 der Satzung im laufenden Monat hinzugebucht, sind die Gebühren nach § 2 

Abs. 1 entsprechend anteilig zu zahlen. Bei einem genehmigten Ausscheiden innerhalb des ver-

einbarten Zeitraumes ist die Gebühr für den Monat voll zu bezahlen, in dem das Kind ausscheidet. 

(3) Die Gebühren für die Betreuung in einer der Kindertageseinrichtungen sind auch dann in voller 

Höhe weiter zu zahlen, wenn ein Kind wegen Krankheit oder anderer Gründe, die die Gemeinde 

nicht zu vertreten hat, die Kindertageseinrichtung nicht besuchen kann. 

(4) Die Kindertageseinrichtungen sind vornehmlich in den Schulferien für bis zu 20 Tage geschlos-

sen. Während der Schließzeiten sind die Gebühren weiter zu entrichten. 

(5) Vollendet ein Kind das 3. Lebensjahr, ist von Beginn dieses Monats an die Gebühr für Ü3-

Kinder zu zahlen. 

5 Tage/Woche 100,00 € 

4 Tage/Woche 80,00 € 

3 Tage/Woche 60,00 € 

2 Tage/Woche 40,00 € 

1 Tag/Woche 20,00 € 

5 Tage/Woche 80,00 € 

4 Tage/Woche 64,00 € 

3 Tage/Woche 48,00 € 

2 Tage/Woche 32,00 € 

1 Tag/Woche 16,00 € 
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§ 5 

Stundung, Erlass 

 

Die Gebühren können auf Antrag gestundet oder erlassen werden. Für die Stundung und den Er-

lass von Gebühren findet die Satzung über Stundung, Niederschlagung und Erlass des Schulver-

bandes Wasbek Anwendung. 

 

§ 6 

Gebührenschuldner 

 

Zur Zahlung der Gebühr ist verpflichtet, 

a. der Elternteil, der das Kind angemeldet hat, 

b. der andere Elternteil, wenn er neben dem anmeldenden Elternteil Inhaber der elterlichen 

Sorge ist oder aus anderen Gründen mit verpflichtet wurde, 

c. wer sonst das Kind angemeldet hat. 

Mehrere Verpflichtete sind Gesamtschuldner. 

Die Gebührenschuld entsteht mit der Annahme des Aufnahmeantrages. 

 

§ 7 

Datenverarbeitung 

 

(1) Der Schulverband Wasbek ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen 

und von personenbezogenen Daten des Kindes sowie dessen Familie (einschließlich der Einkom-

mensverhältnisse) ein Verzeichnis mit den Daten anzulegen, die für die Gebührenerhebung nach 

dieser Satzung erforderlich sind. 

Der Schulverband Wasbek ist ebenfalls befugt, diese Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung 

zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

(2) Die Verwendung von Datenträgern durch den Schulverband Wasbek ist zulässig. 

 

§ 8 

Inkrafttreten 

 

Diese Gebührensatzung tritt am 01.10.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung für die 

Benutzung der Kindertageseinrichtungen des Schulverbandes Wasbek vom 11.08.2025 außer 

Kraft. 

 

 

Wasbek, den 23.09.2026 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Claudia Schiffler 

(Schulverbandsvorsteherin) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Benutzungs- und Gebührensatzung 

für die Betreute Grundschule 

des Schulverbandes Wasbek 

 

Aufgrund der §§ 3 Abs. 1 und 5 Abs. 6 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) 

vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 122) in der zuletzt geänderten Fassung vom  

05. Februar 2025 (GVOBl. 2025.Nr. 27) in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung 

für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt ge-

änderten Fassung vom 26. März 2026 (GVOBl. 2026 Nr. 27) und den §§ 1 Abs. 2 Satz 1, 2 Abs. 1 

Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 2 und § 6 Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 

Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 27) in der zuletzt geänder-

ten Fassung vom 04. Mai 2022 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 564) wird nach Beschlussfassung durch 

die Verbandsversammlung des Schulverbandes Wasbek vom 21.09.2026 folgende Benutzungs- 

und Gebührensatzung für die Betreute Grundschule des Schulverbandes Wasbek erlassen: 

 

§ 1 

Öffentliche Einrichtung 

 

Der Schulverband Wasbek unterhält eine Betreute Grundschule als öffentliche Einrichtung. 

 

§ 2 

Aufnahme in die Betreute Grundschule 

 

(1) Im Rahmen der verfügbaren Plätze werden grundsätzlich alle Schülerinnen und Schüler der 

Klassen 1 bis 4 der Hermann-Claudius-Schule Wasbek aufgenommen. Bei Kindern mit einer 

Schulbegleitung ist ein besonderes Aufnahmegespräch zu führen, nachdem dann nach Rückspra-

che mit dem Verbandsvorsteher entschieden wird, ob dieses Kind in der betreuten Grundschule 

betreut werden kann. 

 (2) Vor Aufnahme in die Betreute Grundschule ist ein Aufnahmeantrag auszufüllen und von den 

Erziehungsberechtigten zu unterschreiben. Die Aufnahme ist jeweils zum 01. eines Monats mög-

lich. 

 

§ 3 

Benutzungsverhältnis 

 

(1) Das Betreute Grundschuljahr beginnt am 01. des Monats eines Schuljahres in den der 1. 

Schultag nach den Sommerferien fällt und endet am 31. des Monats des folgenden Jahres in den 

der letzte Schultag fällt. 

(2) Die Erstanmeldung eines Kindes für das kommende Schuljahr soll bis zum 30.04. der Leitung 

der Betreuten Grundschule vorliegen. 

(3) Die Reihenfolge der Vergabe der Plätze erfolgt nachfolgenden Kriterien:  

1. Kinder, die mit Hauptwohnsitz im Einzugsgebiet des Schulverbandes wohnen 
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2. Kinder, deren Erziehungsberechtigte berufstätig ist/sind, sich in einer Ausbildung oder in 

einem Studium befinden oder an einer beruflichen Qualifizierungsmaßnahme teilnehmen 

(mit Bescheinigung des Arbeitgebers) 

3. Kinder, deren Erziehungsberechtigte alleinerziehend sind 

4. Soziale Indikationen (Einzelfallentscheidung durch die Leitung und den Verbandsvorsteher) 

5. Dem Alter der Kinder - (jüngere Kinder -Klasse 1 oder 2- haben Vorrang gegenüber älteren 

Kindern - Klasse 3 oder 4-). 

6. Nach dem Anmeldedatum (Eingangsdatum des Anmeldeformulars) 

(4) Das Benutzungsverhältnis kann von den Erziehungsberechtigten grundsätzlich nur zum Ende 

des Schuljahres oder bei Änderung des Stundenplanes gekündigt werden. Die Kündigungsfrist 

beträgt zwei Monate zum Ablauf des Schuljahres bzw. bei Stundenplanänderung eine Woche zum 

nächsten 1. Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Die Kündigung hat 

schriftlich durch das Abmeldeformular zu erfolgen.  

Zum Ende der Grundschulzeit (Wechsel auf eine weiterführende Schule) endet das Benutzungs-

verhältnis automatisch. 

 

§ 4 

Fernbleiben und Ausschluss von der Betreuten Grundschule 

 

(1) Wenn ein Kind verhindert ist, die Betreute Grundschule zu besuchen, ist dieses dem Personal 

der Betreuten Grundschule mitzuteilen. 

(2) Fehlt ein Kind länger als eine Woche unentschuldigt, kann der Platz anderweitig vergeben wer-

den. 

(3) Die Schulkinder in der Betreuung haben den Anweisungen des Betreuungspersonals zu folgen. 

Bei Missachtung der Anweisungen werden die Eltern informiert. Sollte nach Ausschöpfung aller zur 

Verfügung stehenden pädagogischen Mittel das Kind den Anweisungen des Personals nicht Folge 

leisten, so ist der Träger berechtigt, das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von 1 Woche zu kün-

digen. Eine Gebührenerstattung erfolgt nicht.  

(4) Wenn ein Kind die Persönlichkeitsrechte/persönliche Grenzen eines anderen Kindes in einem 

deutlich gravierenden Maß überschreitet oder verletzt, kann der Betreuungsvertrag sofort gekün-

digt werden.  

 

§ 5 

Aufsichtspflicht 

 

(1) Die Aufsichtspflicht der Betreuten Grundschule beginnt mit dem Erscheinen des Kindes im 

Schulgebäude und endet mit dem Verlassen des Schulgebäudes, jedoch spätestens um 15.30 

Uhr. Die Betreute Grundschule ist nicht verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass das Kind in der 

Einrichtung erscheint. 
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§ 6 

Öffnungszeiten und Gebühren 

 

(1) Die Betreute Grundschule ist von montags bis freitags zu folgenden Zeiten geöffnet: 

1. Betreute Grundschule ohne Ferienbetreuung 

(nur geöffnet an Tagen mit Schulbetrieb, d.h. nicht in den Schulferien, beweglichen Ferien-

tagen und sonstigen schulfreien Tagen) 

a) Früh- und   07.00 Uhr  bis  08.15 Uhr und 

Spätbetreuung  12.30 Uhr  bis  14.30 Uhr 75,00 € monatlich 

b) erweiterte Betreuung bis 15.30 Uhr 20,00 € monatlich 

2. Betreute Grundschule mit Ferienbetreuung 

(in Schul- und Ferienzeiten geöffnet, auch an beweglichen Ferientagen und sonstigen 

schulfreien Tagen, nicht zu offiziellen Schließzeiten) 

a) Frühdienst  07.00 Uhr  bis  08.15 Uhr 

Spätbetreuung  12.30 Uhr  bis  14.30 Uhr 95,00 € monatlich 

b) erweiterte Betreuung bis 15.30 Uhr 25,00 € monatlich 

Eine tageweise Nutzung der Erweiterten Betreuung ist auf Antrag möglich. Die Gebühr wird antei-

lig berechnet. 

In Ausnahmefällen besteht die Möglichkeit für eine spontane erweiterte Betreuung eine 10er-Karte 

i. H. von 30,--€ in der Amtsverwaltung zu erwerben. 

(2) Während der Sommerferien für die allgemeinbildenden Schulen in Schleswig-Holstein bleibt die 

Betreute Grundschule Wasbek in den letzten 3 Wochen, sowie vom 24.12. bis zum 31.12. ge-

schlossen. Zusätzlich kann die Betreute Grundschule an zwei Brückentagen, und an einem zusätz-

lichen Tag im Jahr für eine eintägige Fortbildungsveranstaltung aller Mitarbeiter/innen geschlossen 

werden. 

 

§ 7 

Änderung der Betreuungszeiten 

 

(1) Eine Änderung der Betreuungszeiten bedarf eines schriftlichen Änderungsantrages. Eine Ver-

kürzung der erweiterten Betreuungszeit oder eine Änderung von „mit Ferienbetreuung“ in „ohne 

Ferienbetreuung“ ist schriftlich mindestens 4 Wochen nach Beginn des Schuljahres bzw. Schul-

halbjahres zum 1. des Folgemonats möglich. 

 

§ 8 

Gebühr für das Mittagessen 

 

(1) Die Gebühr für das Mittagessen beträgt ab dem 01.10.2026 monatlich jeweils: 

mit Ferienbetreuung 

 5 Tage 

 4 Tage 

 3 Tage 

 2 Tage 

 1 Tag 

 

100,00 € 

 80,00 € 

 60,00 € 

 40,00 € 

 20,00 € 

ohne Ferienbetreu-

ung 
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 5 Tage 

 4 Tage 

 3 Tage 

 2 Tage 

 1 Tag 

77,00 € 

61,60 € 

46,20 € 

30,80 € 

15,40 €  

 

(2) Eine Änderung der Teilnahme am Mittagessen ist nur zum 01. eines Monats möglich und muss 

bis zum 15. des Vormonats schriftlich angezeigt werden. 

(3) In Ausnahmefällen besteht die Möglichkeit für eine spontane Teilnahme am Mittagessen eine 

10er-Karte i. H. v. 50,00 € in der Amtsverwaltung zu erwerben.  

(4) Eine Gebühr für das Mittagessen wird auf Antrag nicht erhoben, wenn ein Kind länger als an 15 

aufeinanderfolgenden Betriebstagen fehlt. Die regulären Schließzeiten gemäß der aktuellen Sat-

zung für die Betreute Grundschule des Schulverbandes Wasbek bleiben unberücksichtigt. 

 

§ 9 

Grundlagen der Gebühren 

 

(1) Für den Besuch der Betreuten Grundschule sind Benutzungsgebühren zu entrichten. Die Ge-

bühren für die pädagogische Betreuung werden im Kalenderjahr für 12 Monate (01. Januar bis  

31. Dezember) erhoben und festgesetzt. 

(2) Gebührenschuldner sind die Erziehungsberechtigten der Kinder, die die Betreute Grundschule 

besuchen. Mehrere Erziehungsberechtigte haften als Gesamtschuldner. 

(3) Die Gebühr entsteht mit der Aufnahme des Kindes in die Betreute Grundschule. 

 

§ 10 

Ermäßigung 

 

Auf Antrag wird die Benutzungsgebühr entsprechend der Vorgaben aus dem Kindertagesförde-

rungsgesetz für Schleswig-Holstein (KiTaG) in der jeweils gültigen Fassung ermäßigt. Hierunter 

fallen Familien mit geringerem Einkommen und Familien, von denen mehrere Kinder gleichzeitig 

die Betreute Grundschule Wasbek besuchen.  

 

§ 11 

Fälligkeit der Gebühren 

 

(1) Die Gebühren sind zum 15. eines Monats an das Amt Mittelholstein zu zahlen. 

(2) Wird ein Kind im laufenden Monat in die Betreute Grundschule aufgenommen, so ist die volle 

Gebühr für den jeweiligen Kalendermonat zu zahlen. Auch bei einem genehmigten Ausscheiden 

innerhalb des vereinbarten Zeitraumes ist die Gebühr für den Monat voll zu bezahlen, in dem das 

Kind ausscheidet. 

Die Gebühr für die Betreute Grundschule ist auch dann in voller Höhe weiter zu zahlen, wenn ein 

Kind aus persönlichen Gründen (z.B. Krankheit)  nicht an der Betreuung teilnehmen kann oder die 

Betreute Grundschule aus Gründen, die der Träger nicht zu vertreten hat (z.B. behördliche Schlie-

ßung, kurzfristige Personalausfälle) geschlossen werden muss. 
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(4) Werden Gebühren über einen Zeitraum von mehr als 2 Monaten unbegründet nicht gezahlt, 

kann die Betreuung des Kindes eingestellt werden. 

(5) Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens aus der Betreuten Grundschule ist die Gebühr bis zum 

Ende des jeweiligen Monats zu zahlen. Eine Rückvergütung findet nur dann statt, wenn der Platz 

umgehend wieder besetzt werden kann. 

 

§ 12 

Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 

Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen Da-

ten, die aus der Prüfung der persönlichen Unterlagen bekannt geworden sind, durch den Schul-

verband Wasbek zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die aus melderechtlichen Gründen 

erhoben und gespeichert sind. Das Amt Mittelholstein als für den Schulverband Wasbek gesetzlich 

zuständige Verwaltungsbehörde darf sich dieser Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung nach 

dieser Satzung bedienen und sie weiterverarbeiten. 

(2) Der Schulverband Wasbek bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Anga-

ben der Gebührenpflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein Ver-

zeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung erforder-

lichen Daten zu führen und diese zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Gebührensat-

zung zu verwenden und weiter zu verarbeiten. 

 

§ 13 

Inkrafttreten 

 

Die Benutzungs- und Gebührensatzung für die Betreute Grundschule des Schulverbandes  

Wasbek tritt am 01.10.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Benutzungs- und Gebührensatzung für die 

Betreute Grundschule Wasbek des Schulverbandes Wasbek vom 13.08.2025 außer Kraft. 

 

 

Wasbek, den 29.09.2026 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Claudia Schiffler 

(Verbandsvorsteherin) 

 


